
Beide Parteien sind volkseigene Betriebe. Auf Antrag des 
Klägers erließ das Kreisgericht einen Zahlungsbefehl gegen 
den Verklagten über 264,67 DM, dessen Begründung in Über­
einstimmung mit dem Antrag des Klägers lautet: „Restforde­
rung aus Gußlieferungen gemäß unserem Schreiben vom 
23. Juni 1954.“

Die Dienststellung des Gerichtsangestellten, der den Zah­
lungsbefehl erlassen hat, ist aus seiner . Unterschrift nicht 
ersichtlich. Gegen den Zahlungsbefehl erhob der Verklagte 
rechtzeitig Widerspruch mit Schriftsatz vom 31. Juli 1954. In 
dem vor dem ersten Verhandlungstermin eingegangenen 
Schriftsatz vom 17. September 1954 führte er aus: Für den 
geltend gemachten Anspruch sei das Vertragsgericht zu­
ständig, da die geltend gemachte — übrigens unbegründete — 
Forderung sich aus dem zwischen den Parteien abgeschlosse­
nen „Liefervertrag Nr. 2/53“ ergebe.

Im Verhandlungstermin vom 29. Oktober 1954 zu dem beide 
Parteien ordnungmäßig und rechtzeitig geladen waren, erließ 
das Kreisgericht auf Antrag des Klägers Versäumnisurteil. 
Der Verklagte erhob gegen das ihm nach der Urkunde am 
4. November 1954 zugestellte Versäumnisurteil mit dem am 
15. November 1954 eingegangenen Schriftsatz vom 13. Novem­
ber 1954 Einspruch. In der Einspruchsschrift führte er wiederum 
aus, daß das Vertragsgericht zuständig sei. Im Einspruchs- 
termin am 14. Dezember 1954, zu dem der Verklagte nach der 
Zustellungsurkunde rechtzeitig geladen, aber nicht erschienen 
war, erging auf Antrag des Klägers Versäumnisurteil dahin, 
daß das Versäumnisurteil vom 29. Oktober 1954 aufrecht­
erhalten werde.

Gegen dieses zweite Versäumnisurteil legte der Verklagte 
mit Schriftsatz vom 8. Juni 1955 Berufung ein, die er Jedoch 
auf schriftlichen Rat des Bezirksstaatsanwalts vom 2. Juli 1955 
zurücknahm.

Der Generalstaatsanwalt hat Kassationsantrag gestellt und 
beantragt, die beiden erwähnten Versäumnisurteile aufzu­
heben, da der Rechtsweg nicht zulässig sei.

Aus den G r ü n d e n :
Zu beanstanden ist zunächst die Art der Unterschrift 

unter dem Zahlungsbefehl.
Nach § 28 AnglVO ist für den Erlaß des Zahlungs­

befehls der Sekretär beim Kreisgericht zuständig. Nach 
§ 33 AnglVO hat er im Schriftverkehr seiner Unterschrift 
die Bezeichnung „Sekretär“ beizufügen. Der Erlaß eines 
Zahlungsbefehls, also einer gerichtlichen Entscheidung, 
die dem Verklagten zugestellt werden muß, gehört zum 
Schriftverkehr. Der Unterschrift muß also auch hier die 
Bezeichnung „Sekretär“ hinzugefügt werden. Es muß 
sogar hier in besonderem Maße auf diesen Zusatz ge­
achtet werden, damit festgestellt werden kann, ob der 
Zahlungsbefehl auch wirklich vom einem Sekretär 
unterschrieben ist. Im vorliegenden Fall würde diese 
Feststellung nur durch Nachfrage beim Kreisgericht 
möglich sein. Es ergibt sich also nicht ohne weiteres 
aus den Akten, daß der Zahlungsbefehl von einem 
hierzu befugten Staatsfunktionär erlassen worden ist.

Es muß auch darauf hingewiesen werden, daß auch 
bei Zulässigkeit des Rechtsweges der Zahlungsbefehl in 
der hier vorliegenden Form nicht hätte ergehen dürfen. 
Seine „Begründung“ genügt nicht den Vorschriften des 
§ 690 Ziff. 3 ZPO, nach denen die bestimmte Angabe 
des Grundes des Anspruchs erfordert wird. Die Bemer­
kung „lt. unserem Schreiben vom 23. Juni 1954“ ist 
keine Angabe des Grundes. Wenn dieses Schreiben, was 
bisher nicht festgestellt worden ist, den Grund ange­
geben haben sollte, so hätte es dem Zahlungsbefehl in 
Abschrift beigefügt werden müssen.

Die im Zahlungsbefehlsvordruck enthaltene Beleh­
rung, nach der das hier geübte Verfahren zulässig er­
scheinen könnte, ist unrichtig.

Die Erklärung, daß es sich um Gußlieferungen han­
dele, unterrichtet für sich allein noch nicht darüber, 
für welche Lieferung Zahlung beansprucht werde, 
so daß der Sekretär, wenn er den Rechtsweg für zu­
lässig hielt, ihre Ergänzung zwecks Vermeidung der 
Zurückweisung des Mahngesuches hätte fordern müs­
sen. Immerhin läßt sie aber erkennen, daß hier ein 
volkseigener Betrieb gegen einen anderen Zahlungs­
ansprüche aus Lieferung von Halbfabrikaten, nämlich 
Guß, geltend macht.

Derartige Lieferungen können nach § 1 der VO über 
die Einführung des Allgemeinen Vertragssystems für 
Warenlieferungen in der volkseigenen und der ihr 
gleichgestellten Wirtschaft vom 6. Dezember 1951 
(GBl. S. 1141) nur auf Grund von Verträgen vorgenom­
men werden, die gemäß der erwähnten Verordnung ab­
zuschließen sind. Zur Entscheidung über Streitfälle aus 
derartigen Rechtsgeschäften ist gem. § 1 der VO über

Bildung und Tätigkeit des Staatlichen Vertragsgerichts 
vom 6. Dezember 1951 (GBl. S. 1143) in der Fassung 
der Änderungsverordnung vom 11. Juni 1953 (GBl. 
S. 854) nur das Vertragsgericht zuständig. Das bedeu­
tet, daß in in diesen Fällen der Rechtsweg ausgeschlos­
sen ist.

Das Mahngesuch (Antrag auf Erlaß eines Zahlungs­
befehls) hätte also bereits vom Sekretär, zweckmäßiger­
weise nach Belehrung des Klägers, zurückgewiesen 
werden müssen.

Wenn der Sekretär aber die Unzulässigkeit des 
Rechtsweges nicht bereits aus der Begründung des 
Mahngesuches erkannt hätte, so würde er sie voraus­
sichtlich erkannt haben, wenn er den Kläger zu einer 
schlüssigen Darlegung des Grundes seines Anspruchs 
aufgefordert hätte, wozu er, wie ausgeführt, im Falle 
der Zulässigkeit des Rechtsweges verpflichtet war. Die 
Zulassung eines ungenügend begründeten Mahngesuchs 
hat also hier erheblich dazu beigetragen, daß die Un­
zulässigkeit des Rechtsweges nicht sofort erkannt 
wurde.

Nachdem der Verklagte gegen den Zahlungsbefehl 
Widerspruch eingelegt hatte, hätte nunmehr das Kreis­
gericht erkennen müssen, daß hier der Rechtsweg un­
zulässig war. Es hätte also im Termin kein Versäum­
nisurteil gegen den Verklagten erlassen dürfen, son­
dern zunächst den Kläger belehren und, wenn dies er­
folglos blieb, die Klage gern. § 331 Abs. 2 Halbsatz 2 
ZPO als unzulässig abweisen müssen. Hierzu hätte es 
um so mehr Veranlassung, als der Verklagte ausdrück­
lich auf die Zugehörigkeit des geltend gemachten An­
spruchs zum Allgemeinen Vertragssystem und die Zu­
ständigkeit des Vertragsgerichts hingewiesen hatte. 
Wenn das Kreisgericht bei dieser an sich klaren Rechts­
lage etwa doch noch Zweifel hatte, so hätte es den 
Kläger veranlassen müssen, die Entstehung seines An­
spruchs näher darzulegen, was im Ergebnis die Unzu­
lässigkeit des Rechtsweges noch zusätzlich erwiesen 
hätte.

Der Erlaß des Versäumnisurteils war also mangels 
Zulässigkeit des Rechtsweges verfahrenswidrig und 
fehlerhaft.

Der vom Verklagten gegen das Versäumnisurteil ein­
gelegte Einspruch war allerdings verspätet, da er erst 
am 15. November 1954 eingegangen ist, nachdem das 
Versäumnisurteil laut Urkunde dem Verklagten bereits 
am 2. November 1954 zugestellt worden war, so daß die 
Einspruchsfrist von einer Woche (§ 508 Abs. 2 ZPO in 
Verbindung mit § 339 Abs. 1 ZPO) versäumt war.

Das Kreisgericht hätte nunmehr im Einspruchs­
termin den Einspruch als verspätet und daher unzu­
lässig verwerfen sollen (§ 341 ZPO). Dem hätte die Un­
zulässigkeit des Rechtsweges nicht entgegengestanden; 
denn die Zulässigkeit des Rechtsweges ist zwar wäh­
rend des gesamten Verfahrens zu prüfen, die Prü­
fungsmöglichkeit hört aber auf, wenn das Urteil infolge 
Versäumnis der Einspruchs- oder Rechtsmittelfrist 
rechtskräftig geworden ist.

Das Kreisgericht hat jedoch über den Einspruch sach­
lich verhandelt, ihn also, wenn auch irrtümlich, als noch 
zulässig betrachtet und behandelt. Von diesem seinem 
Standpunkt aus war es aber wiederum zur Prüfung der 
Zulässigkeit des Rechtsweges verpflichtet. Es hätte also 
bei dieser Verfahrensgrundlage das Versäumnisurteil 
aufheben und jetzt wenigstens die Klage als unzuläs­
sig abweisen müssen.

Da es aber im Gegenteil das Versäumnisurteil auf­
rechterhalten — und ein entsprechendes zweites Ver­
säumnisurteil erlassen — also die Unzulässigkeit des 
Rechtsweges abermals nicht beachtet hat, so waren 
unter Beachtung des Kassationsantrages beide Ver­
säumnisurteile aufzuheben und die Klage durch Selbst­
entscheidung des Obersten Gerichts (§14 des Gesetzes 
über die Errichtung des Obersten Gerichtshofes und der 
Obersten Staatsanwaltschaft der Deutschen Demokra­
tischen Republik in Verbindung mit entsprechender An­
wendung des § 565 Abs. 3 Ziff. 2 ZPO) wegen Unzu­
lässigkeit des Rechtsweges abzuweisen.
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